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Die Woche im Wirtschaftsrecht

// Im Blickpunkt h

Mit dem Gesetz zur Modernisierung des GmbH-Rechts und zur Bek�mpfung von Missbr�uchen (MoMiG) ist am 1.11.2008

die umfassendste Reform seit Bestehen des GmbH-Gesetzes in Kraft getreten. Lesen Sie hierzu das Editorial von Vetter

und den Beitrag von Markwardt zur Kapitalaufbringung. Wilsing/Kleißl behandeln die wenig bekannte Norm § 87 Abs. 2

AktG, in der das Recht und die Pflicht des Aufsichtsrats zur Herabsetzung von Vorstandsbez�gen in Zeiten der Krise

geregelt ist – ein aktuelles Thema gerade in der gegenw�rtigen Finanzkrise. Der Artikel ist der Auftakt einer Beitrags-

sammlung, die die durch diese Krise ausgel�sten Probleme thematisiert. Die entsprechenden Beitr�ge werden im BB und

auf www.betriebs-berater.de mit dem Stichwort „Dossier Finanzkrise“ gekennzeichnet.

Dr. Martina Koster, Ressortleiterin Wirtschaftsrecht

// Standpunkt /
von Horst Gr�tz, RA, R�dl &

Partner, N�rnberg

�nderung des Begriffs der �ber-
schuldung greift zu kurz

Als Reaktion auf die Finanzmarktkrise verab-

schiedete das Bundeskabinett am 13.10.2008

einen Vorschlag der Bundesministerin der Jus-

tiz zur Reform des Insolvenzrechts, wonach

der �berschuldungsbegriff neu definiert wur-

de. Demnach soll die Pflicht zur Stellung eines

Insolvenzantrages bei bilanzieller �berschul-

dung entfallen, wenn die Fortf�hrung des Un-

ternehmens �berwiegend wahrscheinlich ist.

So sehr dies eine Reaktion auf die derzeitige

Krise ist, wird mit der geplanten Gesetzes�n-

derung aber lediglich die g�ngige Praxis ver-

festigt. Denn im Regelfall stellen Unternehmer

den Insolvenzantrag ohnehin erst nach Ein-

tritt der Zahlungsunf�higkeit.

Konsequenter w�re es, den Hebel an der Drei-

Wochen-Frist anzusetzen, die in der Praxis oh-

nehin oftmals missverstanden wird. Denn

den wenigsten Organtr�gern von nicht sanie-

rungsf�higen Unternehmen ist bewusst, dass

sie zur unverz�glichen Antragstellung ver-

pflichtet sind und die Drei-Wochen-Frist ge-

rade nicht aussch�pfen d�rfen. Den sanie-

rungsf�higen Unternehmen reichen drei Wo-

chen dagegen in der Regel f�r eine Um- oder

Weiterfinanzierung nicht aus. Hier sollte also

das vom Justizministerium ins Spiel ge-

brachte Kriterium der �berwiegenden Fort-

f�hrungswahrscheinlichkeit ansetzen. Die

Gefahr einer „endlosen“ Hinausz�gerung der

Antragspflicht stellt sich dabei in der Praxis

nicht mehr als heute. Denn die Organtr�ger

m�ssten zur Vermeidung einer Strafbarkeit

sowie einer damit verbundenen pers�nlichen

Haftung stets die Sanierungsf�higkeit nach-

weisen k�nnen.

Entscheidungen
BGH: Beschr�nkungen f�r schweizerische

Aktiengesellschaften mit Sitz in

Deutschland gelten fort

Der f�r das Gesellschaftsrecht zust�ndige II. Zivil-

senat hat es in den Urteilen vom 27.10.2008 – II ZR

158/06 und II ZR 290/07 – abgelehnt, die sog.

„Gr�ndungstheorie“ zugunsten der Kl�gerin als

schweizerische Aktiengesellschaft anzuwenden.

Er hat sie vielmehr im Anschluss an seine bisherige

Rechtsprechung wegen des – unterstellten – Ver-

waltungssitzes in Deutschland als aufgel�st ange-

sehen, aber als eine in Deutschland klagebefugte

Personengesellschaft behandelt. Er hat es nicht

nur abgelehnt, die Schweiz wie einen EU-Staat zu

behandeln, sondern auch die „Sitztheorie“ grund-

s�tzlich zu verwerfen und alle ausl�ndischen Ge-

sellschaften mit Verwaltungssitz in Deutschland

in ihrer jeweiligen Rechtsform anzuerkennen, um

insoweit dem Gesetzgeber nicht vorzugreifen.
(Quelle: PM BGH vom 27.10.2008)

Die Urteile werden, sobald sie abgesetzt sind,

mit einem Kommentar von Lamsa im „Betriebs-

Berater“ ver�ffentlicht.

BGH: Verj�hrungseinrede in der

Berufungsinstanz

Mit Beschluss vom 23.6.2008 – GSZ 1/08 – hat

der BGH entschieden: Die erstmals im Beru-

fungsrechtszug erhobene Verj�hrungseinrede ist

unabh�ngig von den Voraussetzungen des

§ 531 Abs. 2 S. 1 Nr. 1 bis 3 ZPO zuzulassen,

wenn die Erhebung der Verj�hrungseinrede und

die den Verj�hrungseintritt begr�ndenden tat-

s�chlichen Umst�nde zwischen den Prozesspar-

teien unstreitig sind.

Volltext des Beschl.: // BB-ONLINE BBL2008-2413-1

unter www.betriebs-berater.de

Finanzkrise
BaFin stellt Entsch�digungsfall f�r Lehman

Brothers Bankhaus AG fest

Die Bundesanstalt f�r Finanzdienstleistungsauf-

sicht (BaFin) hat am 28.10.2008 f�r die Lehman

Brothers Bankhaus AG, Frankfurt, den Entsch�-

digungsfall festgestellt. Damit liegen die ge-

setzlichen Voraussetzungen daf�r vor, dass die

Entsch�digungseinrichtung deutscher Banken

GmbH (EdB) die Einleger der Bank entsch�digen

kann.
(Quelle: PM BaFin vom 28.10.2008)

EU-Kommission genehmigt deutsches

Rettungspaket f�r Banken

Die EU-Kommission hat im Sinne der im EG-Ver-

trag festgelegten Beihilferegeln das deutsche

Hilfspaket f�r die Finanzm�rkte gebilligt, mit dem

Kapital und Garantien f�r f�rderberechtigte Fi-

nanzinstitute zur Verf�gung gestellt wird. Die EU-

Kommission ist der Meinung, dass das Paket mit

den Kommunikationsleitlinien �ber staatliche

Beihilfen zur �berwindung der gegenw�rtigen Fi-

nanzkrise �bereinstimmt und mit Art. 87 Abs. 3

lit. b des EG-Vertrags vereinbar ist.
(Quelle: PM EU-Kommission vom 28.10.2008)

Gesetzgebung
Kabinett verabschiedet

Zahlungsdiensteumsetzungsgesetz

Das Kabinett hat am 22.10.2008 einen Gesetz-

entwurf verabschiedet, der die aufsichtsrechtli-

chen Vorschriften der Zahlungsdiensterichtlinie

der EU in deutsches Recht umsetzen soll. Haupt-

bestandteil des Zahlungsdiensteumsetzungsge-

setzes ist das Zahlungsdiensteaufsichtsgesetz

(ZAG). Danach sollen Zahlungsinstitute zuk�nf-

tig einer Solvenzaufsicht durch die Bundes-

anstalt f�r Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin)

unterstellt werden. Das neue Zahlungsdien-

steumsetzungsgesetz soll am 31.10.2009 in Kraft

treten.
(Quelle: PM BMF vom 22.10.2008)

St�ndige Mitarbeiter im Wirtschaftsrecht: Prof. Dr. Dr. J�rgen Ensthaler, Berlin; Prof. Dr. Markus Gehrlein, Richter am BGH, Karlsruhe; RA Dr. Nils Krause, Hamburg; RA Dr. K. Jan Schiffer,
Bonn; RA Prof. Dr. Friedrich Graf von Westphalen, K�ln

Powered by TCPDF (www.tcpdf.org)

                               1 / 1

http://www.tcpdf.org

